
 

 
 
 
 
 
 

 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesgesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung 
 
 
Sehr geehrter Herr Kumbartzky, 
 
vielen Dank für die Zusendung der Unterlagen und die Gelegenheit, zum Entwurf zur Ände-
rung des Landesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung Stellung nehmen zu kön-
nen. Der Gesetzentwurf findet grundsätzlich unsere Zustimmung. 
 
Seitens des Städteverbandes wird allerdings eine Änderung bemängelt, durch die  eine 
pragmatische und sinnvolle Regelung gestrichen werden soll: 

Im Landesrecht soll gestrichen werden, dass die Rodung von Wald zum Zwecke der Um-
wandlung in eine andere Nutzungsart auf einer Fläche von 1 ha bis weniger als 5 ha ab-
weichend vom Bundesrecht keiner standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls bedarf. 
Gem. § 7 Abs. 2 UVPG ist die Vorprüfung wir folgt durchzuführen: 

 
„Bei einem Neuvorhaben, das in Anlage 1 Spalte 2 mit dem Buchstaben „S“ gekenn-
zeichnet ist, führt die zuständige Behörde eine standortbezogene Vorprüfung zur 
Feststellung der UVP-Pflicht durch. Die standortbezogene Vorprüfung wird als über-
schlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe prüft die zuständi-
ge Behörde, ob bei dem Neuvorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den 
in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in 
der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so be-
steht keine UVP-Pflicht. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtli-
che Gegebenheiten vorliegen, so prüft die Behörde auf der zweiten Stufe unter Be-
rücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien, ob das Neuvorhaben erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit 
oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Absatz 2 bei der Zulas-
sungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das 
Neuvorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde solche Umweltauswir-
kungen haben kann.“ 
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Es wird empfohlen, dass die Rodung von Wald in genannter Größe innerhalb der be-
bauten Ortslage (weiterhin) von einer standortbezogenen Vorprüfung ausgeschlossen 
wird. Eine weitere Bürokratisierung in dem Bereich der bebauten Ortslage fördert si-
cher nicht die Schaffung von Wohnraum und die innere Verdichtung. Es bleiben ja 
dennoch Genehmigung und beispielsweise artenschutzrechtliche Prüfungen erforder-
lich. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
Peter Krey 
Dezernent 
 

 




